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Einleitung 

Nadl den Empfehlungen der Enquete-Kommission Verfassungsreform 
zum Thema ,Internationale Probleme' hat es bisher keine Korrektur der 
grundgesetzliehen Bestimmungen zum völkerrechtlidlen Vertragsrecht 
gegeben. Trotzdem ist die Diskussion des Verhältnisses von innerstaat-
lidlem Recht zu den internationalen Verträgen nidlt verstummt. Die An-
wendung des Grundsatzes .. lex posterior derogat legi priori • auf völker-
redltlidle Verträge in Gesetzesrang wird weiterhin als unbefriedigend 
empfunden. Allerdings ist dem Gesetzgeber der Wille zur völkerrechts-
konformen Rechtsetzung zu unterstellen. Kommt es dennodl ungewollt 
zum Widerspruch zwischen nationalem und internationalem Recht, so 
wird der verfassungsredltlidle Grundsatz der Völkerredltsfreundlichkeit 
bemüht, um den Normenkonflikt zugunsten des Völkerredlts zu lösen. 
Daneben wird die internationale Vorsdlrift als lex specialis gewertet, 
um die Normenkollision auszuräumen. Unabhängig von der völkerredlts-
freundlidlen Grundhaltung der deutsdlen Redltsordnung ist die lex 
posterior-Regel geltendes Recht und bewirkt die Derogation der inter-
nationalen durch eine spätere deutsche ranggleiche Redltsregel. 

Die Zunahme begrenzt mehrseitiger und universeller normsetzender 
internationaler Verträge und damit korrespondierend ein sidl wandeln-
des Souveränitätsverständnis sind deshalb der Anlaß, das Verhältnis der 
völkerredltlidlen Vereinbarungen zur nationalen Redltsordnung erneut 
zu überdenken. Die wedlselseitige Verfledltung von nationalem und 
internationalem Recht, insbesondere die sidl häufig de<kenden oder zu-
mindest überschneidenden Regelungsbereidle könnten es erforderlich 
madlen, ihr Verhältnis zueinander neu zu gestalten. 

Das Österreichische Verfassungsrecht trägt der internationalen Rechts-
entwi<klung Rechnung, indem es bestimmte völkerredltlidle Verträge 
der nationalen Verfassung gleidlstellt. Aufgrund der gefestigten Rechts-
position innerhalb der Österreichismen Redltsordnung sind sie der Ver-
fügung des staatlidlen Gesetzgebers entzogen. Eine Ubertragung dieser 
Verfassungsrechtslage auf das deutsche Redlt könnte den Bestand der 
völkerredltlidlen Verträge langfristig sidlern. Da eine entsprechende 
Neuregelung weitgehende rechtlidle und redltspolitische Konsequenzen 
nach sich zöge, wird die Österreichische Rechtslage zu dieser Frage exem-
plarisch untersucht und bildet den Ausgangspunkt einer Diskussion über 
die Möglichkeit einer entsprechenden Grundgesetzänderung. 





1. Teil 

Ausgewählte Probleme der Eingliederung 
völkerrechtlicher Verträge in das deutsche Recht 

A. Die Stellung des völkerredlWdlen Vertrages 
im deutsdlen Redlt 

I. Art. 59 GG als redJ.tlldJ.e Grundlage 

Art. 59 GG regelt im Bereich der auswärtigen Gewalt die völkerrecht-
liche Vertretung des Bundes sowie die Mitwirkungsrechte der gesetz-
gebenden Körperschaften des Bundes beim Abschluß völkerrechtlicher 
Verträge. Absatz 1 stattet den Bundespräsidenten mit der Vertretungs-
befugnis aus, die Bundesrepublik Deutschland als Ganzes gegenüber an-
deren Völkerrechtssubjekten nach außen zu vertreten, während Absatz 2 
für den innerstaatlichen Raum die Rechtsgültigkeit der einzelnen völ-
kerrechtlichen Vertretungsakte an die Zustimmung anderer Verfassungs-
organe bindet. Dieser Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften 
als Abschluß innerstaatlidler Willensbildung kommt eine dreitadle recht-
lidle Bedeutung zu. 

1. Ermächtigung des Bundespräsidenten 

Zum einen ermächtigt die parlamentarisdle Zustimmung in Form eines 
Gesetzes den Bundespräsidenten zur Ratifikation eines bestimmten völ-
kerrechtlidlen Vertrages. 

2. Parlamentarische Kontrolle 

Weiter beinhaltet die Notwendigkeit der parlamentarisdlen Mitwir-
kung eine Kontrolle der Legislative über die Exekutive. Das Prinzip der 
Regierungskontrolle durch den Bundestag und gegebenenfalls .durch den 
Bundesrat bei der Gestaltung der außenpolitisdlen Beziehungen tritt bei 
der Bewertung des Vertragsgesetzes für die in Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG 
genannten Vertragsformen wieder deutlicher in den Vordergrund.1 Dar-
über hinaus wird die erforderliche Zustimmung aufgrund der aktiven 

1 Jarass, Die Erklärung von Vorbehalten zu völkerrechtlidlen Verträgen, in: 
DOV, Bd. 28 (1915), 121; Rojahn, in: v. Münch, Art. 59 GG Rdnr. 38. 

2 Heldenstedter-Menke 
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